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reslauer fireisblatt. 


Bekanntmachungen. 


. 


1 

an, den Herren Landräthen unterm 9. d. Mts. zugefertigten Extract aus der Landtags⸗Koſten⸗ 

2,9 pro 1845, iſt durch ein Verſehen des Setzers sub Tit. II. der Ausgabe ad Nro. 4. 

ke tag von nur — 76 rthl. 17 ſgr. 6 pf. — ausgeworfen worden, während für die Hülfs⸗ 

im Bureau und die zu Dienſtleiſtungen angenommenen Perſonen ein Betrag von 

Mr —376 rthl. 17 for. 6 pf. — ; 
worden iſt. Dies wird den Herren Landräthen zur Berichtigung des Extracts hierdurch bekannt gemacht. 

Breslau den 30. October 1845. 

N Der Ober» Präfident der Provinz Schlefien und Provinzial» Landtags: Commiffarius. 
%, „Vorſtehende Berichtigung bringe ich mit Bezug auf die Bekanntmachung im Kreisblatt 
84. pag. 161 zur Kenntniß des Kreiſes. 0 

N eslau den 7. November 1845. Königl. Landrath, Graf Königsdorff. 


5 85 der Präcluſivfriſten des Entſchädigungsgeſetzes zur allgemeinen Gewerbeordnung vom 


N N 17. Januar 1845. ; 
Men 5 4. des Entſchädigungsgeſetzes zur Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
1 big Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt der durch die Allgemeine Gewerbeordnung 
u ih 5 e Berechtigungen bis zum Schluſſe des Jahres 1845 bei der Regierung 
gemeldet werden. 
dan Nach $. 5. a. a. O. findet eine Ausnahme hiervon in Anſehung derjenigen, nach $. 3. der 
ordnung vorerſt noch ferner zu leiſtenden Abgaben ſtatt, welche auf Gewerbeberechtigungen 
We mit denen das Recht zur Unterſagung oder Beſchränkung des Betriebs eines ſtehenden 
in Abgageerbunden war. Der Anſpruch auf die Entſchädigung für die Berechtigung zur Erhebung 
duldet en dieſer Art muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849 bei der Regierung ſchriftlich an⸗ 
e en 11 ers ſchon früher in Wegfall, ſo muß die Anmeldung binnen 
n ch dem Wegfallen erfolgen. 
an deendlich beſtimmt der $ 6 a. a. O., daß, wenn die Entſchädigungs-Anſprüche innerhalb 
du tree) 4 und 5 beſtimmten Friſten bei der Regierung nicht ſchriftlich angemeldet werden, 
Ofen gen ihrer Anſprüche von ſelbſt verluſtig gehen ſollen, und nur die im $ 39 bezeichneten 
ſheotheke en (Ober⸗Eigenthümer, Lehnsherren, Lehns- und Fideicommißfolger, Wiedexkaufsberechtigte, 
in andere Gläubiger und andere Realberechtigte) den Entſchädigungs-Anſpruch noch während 
g weiten präcluſiviſchen Friſt von drei Monaten durch ſchriftliche Anmeldung bei der Re⸗ 
Aſchuß zend machen können. Auf einen nach Befriedigung dieſer Intereffenten etwa verbleibenden 
ann aber der Berechtigte, welcher die Anmeldung verſäumt hat, keinen Anſpruch machen. 
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Obgleich das Entſchädigungsgeſetz zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Janna, zl 
bereits durch den Abdruck in der Geſetzſammlung (Seite 79 — 92 des laufenden Jahrgang 
allgemeinen Kenntniß gebracht iſt, fo wird doch das befheifigte Publikum auf dieſe Seibel, 15 
Behufs rechtzeitiger Wahrnehmung ſeiner etwanigen Intereſſen hierdurch nochmals beſonde geht 
merkſam gemacht. Zur beſſern Ueberſicht laſſen wir die bezüglichen dd der beiden Geſeke 
wörtlich folgen: Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. Aude 
5 1. Das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbe-Berechtigungen noch verbundene Recht. de 6¹ 
den Vetrieb eines Gewerbes zu unterſagen oder fie darin zu beſchränken (ausſchließli en 
werbeberechtigung) wird hierdurch aufgehoben, ohne Unterſchied, ob die Berechtigung an N 
Grundſtücke haftet oder nicht. en 
9 2. Ferner werden aufgehoben alle Berechtigungen, Conceſſionen zu gewerblichen Anlage“ 
zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. 8 wald 
5 3. Vorbehaltlich der durch das Geſetz vom 30. Mai 1820, eingeführten Gewerbeſteuer, den, I 
ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet 0 l 
wie die Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. Iſt jedoch mit der Gewerbe webe 
gung das Recht zur Unterſagung oder Beſchränkung des Betriebes eines ſtehenden we b 
verbunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis zu dem Tage geleiſtet wel Ne 
welchen der Betrieb dieſes Gewerbes von einer Perſon begonnen wird, gegen die det 
ſpruch hätte geltend gemacht werden können. len % 
a Ob eine Abgabe zu den aufgehobenen zu rechnen ſei, iſt in allen Landesthe gl 
Inhalt der Verordnung vom 19. Februar 1832, (Geſetzſammlung Seite 64) zu BUT 
54. Von den noch beſtehenden Zwangs- und Bannrechten werden hierdurch aufgehoben; 
1. alle Zwangs- und Bannrechte, welche dem Fiscus, einer Kämmerei oder Gemeinde inne, 6 
ihres Communalbezirks, oder einer Corporation von Gewerbetreibenden zuſtehen, oder von fad 
dieſer Berechtigten erſt nach dem 31. December 1836 auf einen Anderen übergegange gun! 
2. alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der Verleihung 75 
ohne Entſchädigung zuläſſig iſt, und 2 
3. ſofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge der Beſtimmungen zu 1 und 2 eintritl zit 
a) das mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerechtig eu 
Brauerei oder Brauereigerechtigkeit, oder einer Schankſtätte verbundene Recht, f 
ſumenten zu zwingen, daß fie bei dem Berechtigten ihren Bedarf mahlen oder N 
laſſen, oder das Getränke ausſchließlich von demſelben beziehen (der Mahlzw 
Branntweinzwang und der Brauzwang) b Ge eat.) 
b) das ſtädtiſchen Bäckern und Fleiſchern zuſtehende Recht, die Einwohner der S 0 
Vorſtädte oder der ſogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie ihren Bedarf an 6 
oder Fleiſch ganz oder theilweiſe von jenen ausſchließlich entnehmen, u 
in allen zu 3 gedachten Fällen jedoch nur dann, wenn das Zwangsrecht nicht au 4 
Vertrage zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten beruht. 4 a 
15. Diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welche nicht durch die Beſtimmungen des $ sont 
hoben find, können von den Verpflichteten abgelöſt werden, wenn die Verpflichtung aul d 
beſitz haftet, die Mitglieder einer Corporation als Solche betrifft, oder Bewohnern ei Sul, 
oder Diſtrictes vermöge ihres Wohnſitzes obliegt. Daſſelbe gilt von dem Rechte, den 55 
einer Schankſtätte zu zwingen, daß er das zu ſeinem Debit erforderliche Serränt Ay 
beftimmten Fabrikationsſtätte entnehme. Dem Berechtigten ſteht die Befugniß, auf 0 
anzutragen, nicht zu. : und ® 
96. In den beftehenden Vorſchriften wegen der Regalien und Monopole des Staate wi 
daraus entſpringenden Beſchränkungen des Betriebs einzelner Gewerbe wird durch das geg fat! 
Geſetz nichts geändert. Insbeſondere gilt dies von den das Bergweſen betreffenden Bo mu 3 
57. Die wegen der Befugniß zum Halten öffentlicher Fähr- Anftalten beftehenden Be bonne . 
bleiben unverändert. Sofern Fährgerechtigkeiten ausſchließliche Berechtigungen ſind, 


= 
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von den Minifterien gegen eine nach den Grundſätzen des Geſetzes vom 16. Juni 1838 (Ger 
ſetzeammlung Seite 353 ff.) zu gewährende Entſchädigung aufgehoben werden. 


38. Die zur Zeit in den einzelnen Landestheilen geltenden Vorſchriften über das Abdeckereiweſen 


6 bleiben bis zur beendigten Reviſion derſelben in Kraft. 
„Die beſonderen Vorſchriften über Ertheilung und Benutzung der Erfindungspatente kommen 
0 ferner zur Anwendung. 

10. Unter welchen Umftänden und in welcher Art für die durch die 88 1 — 5 aufgehobenen oder 
für ablösbar erklärten Berechtigungen eine Entſchädigung gewährt wird, beſtimmt ein beſon— 
deres Geſetz vom heutigen Tage. Hinſichtlich der Entſchädigungen für diejenigen Berechtigungen, 
welche ſchon vor Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes aufgehoben oder für ablösbar erklärt 
worden ſind, bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften. 

N Entſchädigungsgeſetz zur allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. 

. Für den Verluſt der durch die allgemeine Gewerbeordnung 88. 1 bis 4. aufgehobenen Ber 

kechtigungen findet eine Entſchädigung ſtatt, wenn die Berechtigungen zur Zeit der Publika— 

N tion der Gewerbeordnung in rechtsgültiger Weiſe, für immer oder auf Zeit unwiderruflich beſtanden. 
Ausnahmen hiervon (8 1.) treten ein: : 

1. wenn die Berechtigung zuſtand dem Fiskus, einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres 
Communalbezirks, oder einer Corporation von Gewerbetreibenden, es mag ſolche geſchloſſen 
oder ungeſchloſſen ſein; 

2. wenn die Berechtigung von Einem der zu 1. bezeichneten Berechtigten erſt nach dem 
31. December 1836 auf einen Andern übergegangen iſt. 

N In allen diefen Fällen wird eine Entſchädigung nicht gewährt. 5 

3. In dem im § 2 bezeichneten Falle kann der gegenwärtige Inhaber der Berechtigung fofort 
die Aufhebung des zwiſchen ihm und dem früheren Berechtigten beſtehenden Vertragsverhältniſ⸗ 
es verlangenz er muß aber dies Verlangen vor Ablauf des Jahres 1845 gegen den früheren 
Berechtigten ſchriftlich erklären. 

Wird von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht, ſo ſind die rechtlichen Folgen der Auf— 
hebung nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. Iſt jenes Verlangen inner— 
halb der obengedachten Friſt dem früheren Berechtigten nicht erklärt worden, ſo müſſen die für 

f 0 Ueberlaſſung der Berechtigung übernommenen Verpflichtungen ohne Abzug fortgeſetzt erfüllt werden. 

»Die Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt der durch die allgemeine Gewerbeordnung 99 1—4 

aufgehobenen Berechtigungen müſſen bis zum Schluſſe des Jahres 1845 bei der Regierung 

15 chriftlich angemeldet werden. 5 

Eine Ausnahme hiervon ($ 4) findet Statt in Anſehung derjenigen, nach § 3 der Gewerbe 
ordnung vorerſt noch ferner zu leiſtenden Abgaben, welche auf Gewerbeberechtigungen ruhen, 
mit denen das Recht zur Unterſagung oder Beſchränkung des Betriebs eines ſtehenden Gewerbes 
verbunden war. Der Anſpruch auf die Entſchädigung für die Berechtigung zur Erhebung von 
Abgaben dieſer Art muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849 bei der Regierung ſchriftlich ans 
gemeldet werden; kommt jedoch die Abgabe ſchon früher in Wegfall, ſo muß die Anmeldung 

ds innen Jahresfriſt nach dem Wegfall erfolgen. . 5 . 
Werden die Entſchädigungs⸗Anſprüche innerhalb der in den §0 4 und 5 beſtimmten Friſten 
ei der Regierung nicht ſchriftlich angemeldet, ſo gehen die Berechtigten ihrer Anſprüche von 
ſelbſt verluftig. Es können jedoch im $ 39 bezeichneten Intereſſenten den Entſchädigungs⸗An⸗ 
Pepruch nach während einer. anderweiten präcluſiviſchen Friſt von drei Monaten durch ſchriftliche 
Nmeldung bei der Regierung geltend machen. Auf einen nach Befriedigung dieſer Interef- 
enten etwa verbleibenden Ueberſchuß kann aber der Berechtigte, welcher die Anmeldung ver- 
aumt hat, keine Anſprüche machen, Bat 

N Breslau den 4. October 1845. Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 

orſtehende Bekanntmachung bringe ich zur Kenntniß des Kreiſes. 3 
Breslau den 13. November 1845. Königl. Landrath, Graf Königsdorff. 
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Da Waſſermüller Gottlieb Krauſe in Occhechnitz beabſichtiget in ſeiner ihm eigenthümlichen Bafler 
mühle einen kleinen Spitzgang zur Reinigung des Getreides anzulegen. Hierbei ſoll weder am du eren 


Waſſerbauwerke noch an einem Mühlenwerke irgend eine Veränderung vorgenommen und der 


klei 


Spitzgang nur mittelſt eines Riemens am oberen Mahlgange als Wechſelwerk in Gang gebracht werk 1 | 


In Gemäßheit des $ 29. der Gewerbeordnung vom 17. Januar d. J. wird dies 


hi: 


öffentlich bekannt gemacht, und diejenigen welche gegen dieſe Anlage ein begründendes MWiderfprud are 


zu haben glauben, hiermit aufgefordert, ſolches binnen vier Wochen hier anzumelden, widrigenf as 4 
ſpätere Einwendungen nicht geachtet, und die landespolizeiliche Genehmigung hiezu nachgeſucht werden w 


Tſchechnitz am 13. November 1845. 


ird 


Königliches Domainen-Amt, als Ortspolizei⸗Behöͤrde. > 


Am 10. huj. ließ ſich in Dürrjentſch, ein, dem Anſchein nach, toller Hund blicken, welcher IM 
unde biß, und die getödtet wurden. Der anſcheinlich tolle Hund war von gelber Farbe mi 


röße und blutete am Hintertheile des Körpers. 


Eckersdorf nach Dürrjentſch gekommen ſein, und lief von hier auf Woiſchwitz zu. 


ttletet 


Derſelbe ſoll von Waſſerjentſch Carowahne g 
In Woiſchm 


lief der qu. Hund am 10. huj. alſo am gleichen Tage in das Gehöft des Gerichtsſcholzen Labiel 
Dieſer drang zwar mit einer Düngergabel auf den fremden Hund ein und verwundete ſolchen n 
einem Stiche durch den Leib, konnte ihn aber nicht völlig tödten da derſelbe durch ein Loch am G 
höfte-Zaun entwiſchte, und feinen Lauf auf die Bohrauerſtraße zu nahm. Bevor p. Labitzke in 


feinem Gehöfte herauskam, war 
Verbleib nicht bekannt. R 


der Hund, da er ſehr flüchtig wurde, verſchwunden, und iſt de 


Vorſtehendes bringe ich zur Kenntniß des Kreiſes; um alle von dem twuthverbächtiä 


Hunde etiva gebiffenen Hunde ſogleich tödten und vorſchrifts und tief verſcharren zu laſſen. So 
der fremde Hund im Kreiſe todt aufgefunden ſein, was ich vermuthe; ſo iſt ſolcher alsbald zu 


= 


graben und mir Anzeige zu machen. 


vel⸗ 


Breslau, den 13. November 1845, Koͤnigl. Landrath, Graf Koͤnigsdorff. — 


An z e 

Am 29. November Vormittag um 10 Uhr 
werden in Klein⸗Schottgau bei Canth 94 Stück 
Eichen auf dem Stamme, mit Berückſichtigung 
der vorhergegangenen Taxe; gegen gleich baare 
Bezahlung an den Meiſtbietenden verkauft werden. 


Ein Schmiedelehrling findet ſogleich Auf— 
nahme in der Schmiede-Werkſtatt des Schmiede⸗ 
Meiſter Klugmann zu Breslau, Taſchenſtraße 
nebem dem alten Theater. 


Pferde-Auction. 

Montag den 17. November Vormittag 

10 Uhr ſollen zu Alt⸗Scheitnig vor dem fürſtli⸗ 
chen Garten, ein Paar braune Acker-Arbeits⸗ 
Pferde und ein Brettwagen meiſtbietend verkauft 
werden. f 


komplette Arbeitspferde zum Verkauf. — 


Druck von Robert Lucas in Breslau, Schuhbrücke „2 32. 


ige m 
Vererbpachtung von Aeckern. 

Einige hundert Morgen Acker von der 
Qualität ſollen in der Nähe von Brei 
iu Erbpacht ausgethan werden. Nähere a 
kunft ertheilt der Herr Kaufmann Kulm 
Breslau, Ohlauer Straße Nr. 70. a 1 
Di 
ch, 


Die zur Grundzinſe an das Freigut Kl. Garde 
pflichteten werden hiermit darauf aufmerkſam gene 
dieſelbe ſpäteſtens bis zum 20 Novbr. c pünktlich 6 
zuzahlen. Von den Säumigen wird die gerichtlich sh 
treibung erfolgen. Kl. Gandau den 11. Nopbr, 


100 Stuck Eichen und Strauchholz in Löſern aue 
Stamme werden Freitag den 21. d. M. früh 9 en 
Schottwitzer Walde gegen baare Bezahlung mei! 
verkauft; wozu Kaufluſtige eingeladen werden. 


bahn | 
us 
in 


uf 


Auf der Scholtiſei Gr. Oldern ſtehen 3 N 


